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Der IVb - Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch den 
Vorsitzenden Richter Lohmann und die Richter Dr. Blumenrohr, 
Dr. Krohnf Dr. Macke und Dr. Zysk

am 18. September 1985

beschlossen:

Auf die weitere Beschwerde des Antragsgegners 
und die Anschließung der Antragstellerin 
wird der Beschluß des 17. Zivilsenats - Senat 
für Familiensachen - des Oberlandesgerichts 
Celle vom 2. März 1981 im Kostenpunkt und in 
Absatz 4 des Beschlußausspruchs (Ausgleich 
der Zusatzversorgung) aufgehoben.

Auf die Beschwerde des Antragsgegners wird das 
Schlußurteil des Amtsgerichts - Familiengericht - 
Danneberg vom 10. November 1980 in Abschnitt I 
Absatz 3 des Urteilsausspruchs (Ausgleich der 
Zusatzversorgung) abgeändert:

Zu Lasten der gegenüber der Versorgungsanstalt 
des Bundes und der Länder bestehenden Zusatz­
versorgungsanwartschaften des Antragsgegners 
(Versicherungs Nr.: f l H H H B ^ ^ L  317) werden
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für die Antragsteller in auf ihrem Versicherungs 
konto Nr.: f l U H H H P H  502 bei der Landesver­
sicherungsanstalt Hannover Rentenanwartschaften 
in Höhe von monatlich 5r80 DM, bezogen auf den 
30. Juni 1978, begründet.

Im übrigen ist die Anschließung unzulässig.

Die Gerichtskosten des Verfahrens werden den 
Parteien je zur Hälfte auferlegt. Außerge­
richtliche Kosten werden nicht erstattet.

Beschwerdewert: 1.000 DM.

Gründe:

I.

Die im Jahre 1937 geborene Ehefrau (Antragstellerin) und 
der am f l H H H H B I P  geborene Ehemann (Antragsgegner) haben am 
8. September 1956 die Ehe geschlossen. Am 11. Juli 1978 ist 
dem Ehemann der Scheidungsantrag der Ehefrau zugestellt worden.

Beide Parteien haben in der Ehezeit (1. September 1956 bis
30. Juni 1978, $ 1587 Abs. 2 BGB) Rentenanwartschaften in der
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gesetzlichen Rentenversicherung erworben, die für die Ehefrau 
mit monatlich 147,70 DM und für den Ehemann mit monatlich 
309,60 DM angenommen worden sind. Die Ehefrau war außerdem bis 
1971 bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL, 
weitere Beteiligte zu 4) zusatzversichert. Sie hat allerdings 
die Wartezeit von 60 Monaten nicht erfüllt. Ihr steht aus der 
Zusatzversorgung lediglich eine beitragsfreie Versicherung nach 
§ 34 der Satzung der VBL in der ehezeitlich erlangten Höhe von 
monatlich 5,32 DM zu. Auch für den Ehemann besteht eine Zusatz­
versorgung im öffentlichen Dienst bei der VBL. Aus der Versor­
gung hat er nach der Feststellung des Oberlandesgerichts eine 
Anwartschaft auf eine Versicherungsrente als Mindestversorgungs­
rente in Höhe von monatlich 47 DM, bezogen auf den 30. Juni 
1978, erworben. Seit 1968 ist der Ehemann Beamter im Dienst der 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz (weiter Beteiligter zu 1). Er 
befand sich seit August 1979 vorübergehend wegen Dienstunfähig­
keit im Ruhestand, wurde inzwischen aber wieder zum Beamten auf 
Lebenszeit ernannt. Aus dem Beamtenverhältnis steht ihm eine 
ehezeitlich erlangte Anwartschaft auf Ruhegehalt nach dem Beam­
tenversorgungsgesetz zu, die von den Vorinstanzen mit monatlich 
382,95 DM angenommen worden ist. Im Verfahren der weiteren 
Beschwerde hat die Stiftung Preußischer Kulturbesitz eine neue 
Auskunft vom 24. August 1983 vorgelegt, nach der die in der 
Ehezeit erworbene Ruhegehaltsanwartschaft des Ehemannes 
monatlich 409,16 DM beträgt.
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Das Amtsgericht - Familiengericht - hat durch (rechtskräf­
tiges) Teilurteil die Ehe der Parteien geschieden. Später hat es 
durch "Schlußurteil" den Versorgungsausgleich dahin geregelt, 
daß es von dem Versicherungskonto des Ehemannes bei der Landes­
versicherungsanstalt (LVA) Berlin (weitere Beteiligte zu 3) Ren­
tenanwartschaften in Höhe von monatlich 81 DM (Hälfte des Wert­
unterschiedes zwischen 309,60 DM und 147,70 DM, gerundet), bezo­
gen auf den 30. Juni 1978, auf das Konto der Ehefrau bei der 
LVA Hannover (weitere Beteiligte zu 2) übertragen hat. Zum Aus­
gleich der Beamtenversorgung hat das Amtsgericht für die Ehefrau 
Rentenanwartschaften in Höhe von monatlich 191,50 DM (gerundet), 
bezogen auf den 30. Juni 1978, zu Lasten der für den Ehemann 
bei der Stiftung Preußischer Kulturbesitz bestehenden Versor- 
gungsanwartschaften begründet. Schließlich hat es den Ehemann 
verpflichtet - als Ausgleich seiner Versicherungsrente bei 
der VBL - zur Begründung einer Rentenanwartschaft von monatlich 
5,80 DM (Hälfte des auf 11,61 DM dynamisierten Versicherungs­
rentenbetrages) , bezogen auf den 30. Juni 1978, zugunsten der 
Ehefrau einen Betrag von 1.000,45 DM an die LVA Hannover zu 
zahlen. Die beitragsfreie Versicherung der Ehefrau bei der VBL 
hat das Amtsgericht hierbei unberücksichtigt gelassen.

Gegen die Entscheidung über den Ausgleich der Zusatzver­
sorgung hat der Ehemann Beschwerde eingelegt, mit der er die 
Verpflichtung zur Beitragszahlung nach § 1587b Abs. 3 BGB als 
verfassungswidrig gerügt hat.
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Im Beschwerdeverfahren hat das Oberlandesgericht von Amts 
wegen die Entscheidung des Familiengerichts zum Splitting und 
zum Quasi-Splitting - durch Beseitigung der vorgenommenen 
Aufrundungen - abgeändert. Außerdem hat es auf die Beschwerde 
des Ehemannes die durch Beitragszahlung zu begründende Renten­
anwartschaft für die Ehefrau auf monatlich 5,33 DM und den Ein­
zahlungsbetrag auf 931,96 DM herabgesetzt, wobei es die bei­
tragsfreie Versicherung der Ehefrau - nach Umrechnung in einen 
dynamischen Wert von 0,94 DM - in den Versorgungsausgleich ein­
bezogen hat. Den verfassungsrechtlichen Bedenken des Ehemannes 
gegen die Anwendung des § 1587b Abs. 3 BGB ist das Oberlandes­
gericht nicht gefolgt.

Hiergegen wendet sich der Ehemann mit der - zugelassenen - 
weiteren Beschwerde. Die Ehefrau hat sich dem Rechtsmittel ange­
schlossen. Sie wendet sich gegen die Einbeziehung ihrer bei­
tragsfreien Versicherung in den Versorgungsausgleich und er­
strebt darüber hinaus auf Seiten des Ehemannes den Ausgleich der 
- dynamischen - Versorgungsrente aus der Zusatzversorgung bei 
der VBL. Dazu macht sie geltend, das Oberlandesgericht habe zu 
Unrecht nicht berücksichtigt, daß der Ehemann zum 1. August 
1979 wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt worden 
sei; damit sei der Versicherungsfall eingetreten.
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II.

A: Die Rechtsmittel führen zu einer Neuregelung der Form 
des Versorgungsausgleichs unter Aufhebung der von der weiteren 
Beschwerde bekämpften Pflicht des Ehemannes zur Beitragszahlung. 
Auf die Anschließung der Ehefrau ist darüber hinaus die Ent­
scheidung des Familiengerichts zur Höhe des auszugleichenden 
Wertes der Zusatzversorgung bei der VBL wieder herzustellen. Die 
weitergehende Anschließung ist unzulässig.

1. Gegen die Zulässigkeit der weiteren Beschwerde des 
Ehemannes, der bereits Erstbeschwerde gegen die ihm in dem 
"Schlußurteil" des Familiengerichts auferlegte Pflicht zur Bei­
tragszahlung erhoben hat, bestehen keine Bedenken.

Die Ehefrau hat im Gegensatz zu dem Ehemann die Entschei­
dung des Familiengerichts, nach der aus der Zusatzversorgung des 
Ehemannes bei der VBL die Anwartschaft auf die statische Ver­
sicherungsrente und nicht die auf eine dynamische Versorgungs­
rente öffentlich-rechtlich ausgeglichen werden sollte, nicht mit 
der Beschwerde angefochten. Damit ist diese Entscheidung für die 
Ehefrau grundsätzlich unanfechtbar geworden mit der Folge, daß 
sie auch das Recht zur Anschließung an das Rechtsmittel des 
Ehemannes gegen die Beschwerdeentscheidung verloren hat, soweit 
nicht diese Entscheidung eine Abänderung des erstinstanzlichen 
Urteils zu ihren Ungunsten enthält (Senatsbeschluß vom
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21. Mai 1980 - IVb ZB 580/80 = FamRZ 1980, 773 m.w.N.; 
s.a. Senatsbeschlüsse vom 16. März 1983 - IVb ZB 807/80 =
FamRZ 1983, 683 - zur Anschließung - und vom 14. März 1984 
- IVb ZB 170/82 = FamRZ 1984, 670). Nur in diesem Umfang, d.h. 
soweit das Oberlandesgericht die für die Ehefrau zu begründende 
Rentenanwartschaft von monatlich 5,80 DM auf monatlich 5,33 DM 
herabgesetzt hat, ist die Anschließung der Ehefrau zulässig.

2. Insoweit hat das Rechtsmittel auch Erfolg.

Wie der Senat - nach Erlaß der angefochtenen Entscheidung - 
in dem Beschluß vom 26. Mai 1982 (BGHZ 84, 158 ff) entschieden 
hat, sind Anwartschaften aus einer Zusatzversorgung des öffent­
lichen Dienstes vor Erfüllung der satzungsmäßigen Wartezeit 
unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt unverfallbar im Sinne 
von § 1587a Abs. 2 Nr. 3 Satz 3 BGB und deshalb weder auf 
Seiten des ausgleichspflichtigen noch auf Seiten des ausgleichs­
berechtigten Ehegatten in den öffentlich-rechtlichen Versor­
gungsausgleich einzubeziehen. Die beitragsfreie Versicherung der 
Ehefrau bei der VBL ist daher, da diese die 60monatige Wartezeit 
nicht erfüllt hat, entgegen der Auffassung des Oberlandesge­
richts im öffentlich-rechtlichen Versorgungsausgleich 
unberücksichtigt zu lassen.

Auszugleichen ist lediglich die Versorgungsanwartschaft des 
Ehemannes aus seiner Zusatzversorgung bei der VBL, und zwar, wie
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die Vorinstanzen übereinstimmend entschieden haben, die An­
wartschaft auf die statische Versicherungsrente in Höhe von 
monatlich 47 DM, bezogen auf den 30- Juni 1978- Diese Anwart­
schaft ist von dem Oberlandesgericht zutreffend in einen dynami­
schen Rentenbetrag von monatlich 11,61 DM umgerechnet worden. 
Hiervon steht der Ehefrau die Hälfte, also eine Rentenanwart­
schaft von monatlich 5,80 DM, zu.

3. Eine Verpflichtung zur Beitragszahlung zum Ausgleich 
dieser Anwartschaft nach § 1587b Abs. 3 BGB, gegen die sich die 
weitere Beschwerde unter Berufung auf den Gleichheitsgrundsatz 
des Art. 3 Abs. 1 GG und die Eigentumsgarantie nach Art. 14 
Abs. 1 GG wendet, trifft den Ehemann nicht mehr. Denn die Vor­
schrift des § 1587b Abs. 3 Satz 1 BGB ist mit Wirkung vom 
1. April 1983 nach § 1 VAHRG durch eine neue Regelung ersetzt 
worden. Diese neue Regelung ist nach der ständigen Rechtspre­
chung des Senats in anhängigen Rechtsbeschwerdeverfahren, und 
damit auch hier, zu berücksichtigen (Senatsbeschluß vom 
6. Juli 1983 - IVb ZB 842/81 = FamRZ 1983, 1003, 1004).

Nach § 1 Abs. 2 VAHRG tritt an die Stelle der bisherigen
Verpflichtung zur Beitragszahlung nach § 1587b Abs. 3
Satz 1 BGB die Ausgleichsform der Realteilung, wenn die für das
Anrecht des Ausgleichsverpflichteten maßgebende Regelung dies
vorsieht? andernfalls findet für Anrechte, die sich - wie im

#
vorliegenden Fall - gegen einen öffentlich-rechtlichen Versor-
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gungsträger richten, das Quasi-Splitting in sinngemäßer Anwen­
dung des S 1587b Abs. 2 BGB statt (§ 1 Abs. 3 VAHRG).

Die Satzung der VBL sieht eine Realteilung nicht vor. In­
folgedessen ist die ehezeitlich erlangte Anwartschaft des Ehe­
mannes auf die Zusatzversorgungsrente gemäß § 1587b Abs. 2 BGB 
im Wege des Quasi-Splittings auszugleichen, und es sind in Höhe 
von monatlich 5,80 DM Rentenanwartschaften für die Ehefrau zu 
begründen.
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Bs Die Entscheidung über den Ausgleich der Beamtenversor­
gung des Ehemannes bei der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 
nach § 1587b Abs. 2 BGB ist nicht angefochten worden. Sie 
unterliegt daher nicht der Nachprüfung durch den Senat. Aus 
diesem Grund kann die im Verlauf des Verfahrens der weiteren 
Beschwerde vorgelegte Auskunft der Stiftung Preußischer Kultur­
besitz vom 24. August 1983 nicht berücksichtigt werden.

Lohmann Blumenrohr Krohn
Macke Zysk
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